BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 12. Januar 2022, 1 B 53/20

Goldhandelsgeschéfte einer britischen Partnership - Die Entscheidung wurde nachtraglich zur Auswertung bestimmt
ECLI:DE:BFH:2022:B.120122.1B53.20.0

BFH I. Senat

FGO & 115 Abs 2 Nr 1, FGO & 115 Abs 2 Nr 3, FGO § 116 Abs 3S 3

vorgehend Finanzgericht Baden-Wurttemberg, 30. Juni 2020, Az: 5 K 3305/17
Leitsatze

NV: Zu den Darlegungsanforderungen bei einer Sachaufklarungsriuige sowie zur grundsatzlichen Bedeutung im
Zusammenhang mit dem Begriff der Betriebsstatte.

Tenor

Die Beschwerde des Beklagten wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Finanzgerichts Baden-
Wirttemberg vom 30.06.2020 - 5 K 3305/17 wird als unbegriindet zurtickgewiesen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat der Beklagte zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Beschwerdegegnerin (Klagerin), eine GbR, betatigte sich im Streitjahr (2010) auf dem Gebiet des
Goldhandels. Die Beigeladenen sind deren Gesellschafter. Sie begehren vom Beklagten und Beschwerdefiihrer
(Finanzamt --FA--) die Feststellung von --nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung (DBA)
steuerfreien-- negativen Einklinften zum Zwecke der Anwendung des besonderen Steuersatzes
(Progressionsvorbehalt).

2 Die Klagerin erwarb zu einem friheren Zeitpunkt samtliche Anteile der A Limited (A). Diese stellte B als Director
gegen Zahlung eines Jahresgehalts zuzuglich eines Bonus an. Die Kldgerin schloss sodann mit der A ein
"Partnership agreement constituting the [C] Partnership” (C). Zweck der C sollte u.a. der Goldhandel in physischer
und nichtphysischer Form in Grofibritannien sein. Die A mietete von der Firma D ein Biro in Grof3britannien auf die
Dauer von drei Jahren an. Zugleich wurde die Erbringung von bestimmten Biirodienstleistungen vereinbart.

3 Zur Durchfuhrung der geplanten Geschafte und zur Finanzierung derselben wurden Rahmenvereinbarungen mit
verschiedenen Geschaftsbanken geschlossen. Auf dieser Grundlage wurden im Dezember des Streitjahres u.a.
Goldbarren fiir Uber ... € erworben.

4  Die Klagerin reichte fur das Streitjahr eine Feststellungserklarung ein, in der sie u.a. nach einem DBA steuerfreie
laufende Einkiinfte aus Gewerbebetrieb in Héhe von /. ... € erklarte. Eine Einnahmen-Uberschuss-Rechnung fiir die
C war der Erklarung beigefugt.

5 Das FA folgte der Erklarung nicht. Es stellte zunachst Einklinfte aus Gewerbebetrieb in Hohe von 0 € fest und gab in
den Erlduterungen zudem an, dass ein negativer Progressionsvorbehalt nicht berlicksichtigt werden kdnne. Mit dem
streitgegenstandlichen Anderungsbescheid vom 08.04.2020 stellte es gewerbliche Einkiinfte in Héhe von ... € fest.

6  Das Finanzgericht (FG) wies die dagegen gerichtete Klage im ersten Rechtsgang ab. Der Senat hob das Urteil aus
verfahrensrechtlichen Griinden auf. Im zweiten Rechtsgang gab das FG der Klage in vollem Umfang statt; es lieR® die
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Revision nicht zu (Urteil des FG Baden-Wurttemberg vom 30.06.2020 - 5 K 3305/17, juris). Dagegen wendet sich das
FA mit seiner Beschwerde.

Entscheidungsgrunde

10

11

12

Die Beschwerde ist unbegrindet und daher durch Beschluss zuriickzuweisen (§ 116 Abs. 5 Satz 1 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FA hat die geltend gemachten Revisionszulassungsgriinde entweder nicht i.S.
des § 116 Abs. 3 Satz 3 FGO ordnungsgemaf’ dargelegt oder die Griinde liegen nicht vor.

1. a) Eine schlussige Riige, das FG habe den Sachverhalt auch ohne entsprechenden Beweisantritt von Amts wegen
naher aufklaren mussen, setzt u.a. den substantiierten Vortrag dariber voraus, aus welchen --genau bezeichneten--
Griinden sich dem FG die Notwendigkeit einer weiteren Sachaufklarung (Beweiserhebung) auch ohne
entsprechenden Antrag hatte aufdrangen mussen, welche (entscheidungserheblichen) Tatsachen sich bei einer
weiteren Sachaufklarung voraussichtlich ergeben hatten, inwiefern eine weitere Aufklarung des Sachverhalts auf
der Grundlage des --ggf. auch unrichtigen-- materiell-rechtlichen Standpunkts des FG zu einer anderen
Entscheidung hatte fihren konnen und warum ein fachkundig vertretener Klager nicht von sich aus --in der
mundlichen Verhandlung-- ordnungsgemafie Beweisantrage gestellt oder das Unterbleiben der Beweiserhebung in
sonstiger Weise gerugt hat (vgl. &§ 295 der Zivilprozessordnung i.V.m. § 155 Satz 1 FGO; z.B. Beschlisse des
Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 28.11.2003 - Il B 7/03, BFH/NV 2004, 645; vom 19.01.2006 - VIII B 84/05, BFH/NV
2006, 803; vom 07.10.2008 - VIII B 219/07, juris; vom 22.01.2013 - V B 85/12, juris, m.w.N.).

b) Die unter Ziff. II.1. unter Buchst. a bis d der Beschwerdebegrindungsschrift erhobenen Aufklarungsriigen
genugen diesen Anforderungen nicht.

aa) In allen vier Punkten wird nicht substantiiert und schlussig dargelegt, aus welchen Griinden sich fur das FG eine
weitere Sachaufklarung aufgedrangt haben sollte und warum das FA die sich vermeintlich aufdrangenden
Beweiserhebungen nicht selbst beantragt hat. Alle vier Gesichtspunkte (Punkt a: Bestehen einer
Buchfihrungspflicht nach auslandischem Recht; Punkt b: tatsachliche Bilanzierung durch die C; Punkt c:
Weisungsunterworfenheit des B; Punkt d: Betriebsstatte der C in GroRbritannien) standen ausweislich der
gewechselten Schriftsatze zentral im Streit, so dass das FA als fachkundiger Prozessbeteiligter von sich aus Anlass
hatte, zu einzelnen Aspekten dieser Streitfragen vorzutragen und ggf. Beweisantrage zu stellen. Die diesbezlglich
erhobene Riige, die unzureichende oder einseitige Amtsermittlung sei nicht erkennbar bzw. Uberraschend gewesen,
ist nicht schlussig.

So hat das FG seine Entscheidung zu Punkt a nicht allein auf eine "vage Zeugenaussage" gestutzt. Als Angriff gegen
die tatrichterliche Beweiswiirdigung wiirde dieses Vorbringen einer Verfahrensrlige von vornherein nicht zum Erfolg
verhelfen kdnnen (vgl. allgemein Senatsbeschluss vom 28.10.2004 - | B 107/04, juris, m.w.N.). Dartber hinaus ist
festzuhalten, dass das FG diese Zeugenaussage --eine im Strafverfahren, das denselben steuerlich relevanten
Lebenssachverhalt betraf, im Wege eines Rechtshilfeersuchens eingeholte Auskunft eines britischen
Finanzbeamten-- in einen Zusammenhang gestellt hat mit dem von ihm selbst festgestellten Inhalt des britischen
Steuerrechts (section 25 des Income Tax Act 2005) und den hierzu von den Beteiligten vertretenen Auffassungen.
Wenn damit bereits eine Auskunft eines sachkundigen britischen Finanzbeamten vorlag, wird nicht erkennbar,
weshalb das FG eine weitere Auskunft der britischen Behorden hatte einholen sollen. Der in diesem Zusammenhang
vom FA vertretenen Auffassung, eine Bindung an die Feststellungen des FG zum Inhalt des auslandischen Rechts
bestehe im Streitfall nicht, folgt der Senat nicht. Denn das Urteil enthalt nicht lediglich einen kursorischen
Uberblick tber die ausldndische Rechtsmaterie (vgl. zum PriifungsmaRstab BFH-Urteil vom 20.04.2021 - IV R 3/20,
BFHE 273, 119, m.w.N.), sondern geht nach dem vorstehend Ausgeflihrten deutlich dariber hinaus.

Auch zu Punkt b hat das FG diese Aussage des britischen Beamten herangezogen und gewurdigt. Das FG war hierbei
nicht verpflichtet, auf samtliche Einzelumstande und Indizien im Einzelnen einzugehen. Nach & 96 Abs. 1 Satz 3
FGO sind im Urteil "lediglich” die Griinde anzugeben, die fiir die richterliche Uberzeugung leitend gewesen sind. Da
die Klagerseite durchgehend die Auffassung vertreten hatte, dass die C tatsachlich keine Bucher gefiihrt und
Abschlusse gemacht habe, bestand hinreichender Anlass flr das FA, selbst zusatzliche Ermittlungen zu beantragen
bzw. die Nichterhebung von Beweisen zu riigen. Das lag vor allem deshalb nahe, weil die in der mindlichen
Verhandlung vom FA vorgelegten und intensiv diskutierten Unterlagen das Jahr 2009 und gerade nicht das
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Streitjahr 2010 betrafen. Im Schriftsatz vom 08.06.2020 hat das FA auf S. 10 zudem vorgetragen, dass die C
tatsachlich Biicher gefiihrt und Abschlisse erstellt habe, was aus den von den britischen Steuerbehorden
Ubersandten Gewinnermittlungen eindeutig hervorgehe. Ausgehend von diesem Beteiligtenvortrag musste sich dem
FG aber keine weitere Beweiserhebung aufdrangen; Aufgabe des FG war es auf dieser Grundlage "nur”, die von den
britischen Behdrden bereits vorgelegten Gewinnermittlungen und sonstigen Unterlagen dahingehend zu wirdigen,
ob darin eine "tatsichliche Buchfiihrung” zu erblicken ist. Im Ubrigen deutete nach dem gesamten Prozessverlauf
nichts darauf hin, dass das FG, dem zahlreiche auswertbare und ausgewertete Unterlagen und Informationen aus
dem vor dem Landgericht gefuihrten Strafverfahren zur Verfligung standen, Anlass flur weitere
Ermittlungsmafinahmen sehen wirde. So wurde weder vorterminlich ein Beweisbeschluss erlassen noch wurden
Zeugenladungen oder dergleichen verfligt. Fachkundig vertretene Prozessbeteiligte sind in einer solchen
Prozesssituation gehalten, selbst Beweisantrage zu stellen oder eine ihres Erachtens unzureichende Amtsermittlung
im Termin zur mundlichen Verhandlung zu riigen.

Zu Punkt c hat sich das FG auf S. 34 f. und 54 f. des Urteilsumdrucks mit der Tatigkeit des B fur andere Firmen
beschaftigt, diese Tatsache aber der Sache nach als wahr unterstellt und ihr nach dem von ihm vertretenen
materiell-rechtlichen Standpunkt keine Bedeutung beigemessen.

Zu Punkt d hat das FG mitnichten allein auf den Entwurf eines Mietvertrages abgestellt. Es hat vielmehr auch
andere Beweismittel herangezogen, insbesondere die Zeugenaussage des E sowie Rechnungen und
Mietzahlungsbelege (vgl. S. 51 des Urteilsumdrucks).

bb) Zu Punkt c und d fehlt zudem eine Darlegung, welche Beweise zu welchem Beweisthema das FG konkret hatte
erheben sollen. Es genugt fiir eine Aufklarungsriige nicht, allgemein "fehlende Ermittlungen” zu beanstanden. Es
hatte etwa vorgetragen werden mussen, dass die Aussage eines bestimmten Zeugen voraussichtlich zu folgenden
Erkenntnissen geflihrt haben wiirde. Denn stehen bestimmte Beweismittel objektiv nicht (mehr) zur Verfligung,
kann dem FG auch keine unzureichende Sachaufklarung vorgehalten werden. Eine konkrete
Beweismittelbenennung ist im Beschwerdeschriftsatz des FA nicht erfolgt.

cc) Soweit das FA zu Punkt d riigt, das FG habe ein Uberraschungsurteil erlassen, ist die darin liegende Riige einer
Verletzung des & 96 Abs. 2 FGO unschliissig. Denn nach dem vom FG eingenommenen Rechtsstandpunkt, der der
Prufung eines Verfahrensverstofies zugrunde zu legen ist (z.B. Senatsbeschluss vom 05.04.2016 - | B 99/15, BFH/NV
2016, 1168, m.w.N.), war die Erfiillung von Verwaltungsaufgaben durch einen damit beauftragten Dienstleister nicht
"betriebsstattenschadlich” (vgl. S. 55 f. des Urteilsumdrucks). Dass das FA in der Beschwerdebegriindung (dort S. 11)
die seines Erachtens zutreffende Verwaltungsauffassung referiert, macht erkennbar, dass es in der Sache die
materiell-rechtliche Auffassung des FG als unzutreffend beanstandet. Eine solche Beanstandung kann mit einer
Verfahrensriige nicht mit Erfolg geltend gemacht werden.

dd) Soweit auf S. 14 ff. der Beschwerdebegrindung "weitere fehlende Ermittlungen des FG" aufgefuhrt werden, wird
den Anforderungen an die Darlegung einer Sachaufklarungsriige ebenfalls nicht entsprochen. Es fehlt insbesondere
an Ausfuhrungen dazu, welche Beweisaufnahme mit welchem konkreten Beweismittel unterblieben sein soll. Im
Kern handelt es sich um einen im Stile einer Revisionsbegriindung formulierten Angriff gegen die Beweiswirdigung
und die sachliche Richtigkeit der angegriffenen Entscheidung. Damit kann die Zulassung der Revision aber
grundsatzlich nicht erreicht werden (standige Rechtsprechung, vgl. z.B. Senatsbeschlisse vom 12.03.2014 -

| B 94/13, BFH/NV 2014, 890; vom 30.09.2015 - | B 29/14, BFH/NV 2016, 557).

2. a) Die Zulassung der Revision wegen grundsatzlicher Bedeutung der Rechtssache i.S. des § 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO
setzt voraus, dass der Beschwerdeflhrer eine hinreichend bestimmte Rechtsfrage herausstellt, deren Klarung im
Interesse der Allgemeinheit an der Einheitlichkeit der Rechtsprechung und der Fortentwicklung des Rechts
erforderlich ist (Klarungsbedurftigkeit) und die im konkreten Streitfall klarbar ist (Klarungsfahigkeit). Dazu ist
auszufiihren, ob und in welchem Umfang, von welcher Seite und aus welchen Grinden die Rechtsfrage umstritten
ist und deshalb eine hochstrichterliche Klarung tber die materiell-rechtliche Beurteilung des Streitfalles hinaus fur
die Allgemeinheit Bedeutung hat. Sofern zu dem Problemkreis Rechtsprechung und Auerungen im Fachschrifttum
vorhanden sind, ist eine grundlegende Auseinandersetzung damit sowie eine Erdrterung geboten, warum durch
diese Entscheidungen die Rechtsfrage noch nicht als geklart anzusehen ist bzw. weshalb sie ggf. einer weiteren
oder erneuten Klarung bedarf (z.B. BFH-Beschliisse vom 22.10.2003 - [Il B 14/03, BFH/NV 2004, 224; vom
15.10.2008 - 11 B 74/08, BFH/NV 2009, 125; Senatsbeschluss vom 24.09.2014 - | B 189/13, BFH/NV 2015, 237).

b) Hinsichtlich der drei vom FA aufgeworfenen Fragenkomplexe gentigt die Beschwerdebegriindungsschrift diesen
Vorgaben entweder nicht oder die grundsatzliche Bedeutung liegt nicht vor.
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aa) Das FA halt es zundchst fur klarungsbediirftig, ob "auslandische Buchfiihrungspflichten i.S.d. § 140 AO
umfassend den Buchfiihrungs- und Bilanzierungspflichten nach deutschem Recht (88 238, 242 HGB) entsprechen”
mussen, oder ob "auch weniger ausgepragte Anforderungen an eine Buchfihrung im Ausland, unter anderem ohne
Bilanzierungspflicht oder keine Bilanz im Sinne des HGB" ausreichen, "um von einer auslandischen
Buchflhrungspflicht i.S.d. § 140 AO ausgehen zu mussen”. Erganzend hierzu wirft das FA die Frage auf, ob "sich aus
den britischen steuerlichen Gewinnermittlungsvorschriften, nach denen die Verpflichtung besteht,
zahlungswirksame Geschaftsvorfdlle und sonstige Vorgange soweit moglich in dem Jahresabschluss fur den
Abrechnungszeitraum zu erfassen, in dem sie eingetreten sind, eine auslandische Buchfuhrungspflicht i.S.d. § 140
AOQ" ergibt.

Diese beiden Fragen sind nicht klarungsbeduirftig oder nicht klarbar. Der Senat hat mit seinem Urteil vom
14.11.2018 - I R 81/16 (BFHE 263, 108, BStBL Il 2019, 390) entschieden, dass die in § 140 der Abgabenordnung (AO)
verwendete Formulierung ("andere Gesetze") sich nicht nur auf inlandische Rechtsnormen bezieht. Der Wortlaut des
§ 140 AO ist offen und lasst eine Erstreckung auch auf auslandische Rechtsnormen zu. Danach kann sich eine
materielle Buchfuihrungspflicht auch aus auslandischen Rechtsnormen ergeben. Da die auslandische Rechtsordnung
nur in den seltensten Fallen mit der deutschen vollstandig Ubereinstimmen dirfte, ist mit dem Urteil auch
hinreichend geklart, dass auslandische Buchfuhrungspflichten nicht umfassend den deutschen
Buchfuhrungspflichten entsprechen missen. Auch von deutschen Vorgaben partiell abweichende auslandische
Buchflihrungspflichten tragen im Ubrigen zur Erfiillung des Zwecks des & 140 AO bei, méglichst viele
aufiersteuerliche Pflichten fur das deutsche Steuerrecht nutzbar zu machen (Senatsurteil in BFHE 263, 108, BStBL I
2019, 390). Daruber hinausgehende verallgemeinerungsfahige Aussagen, etwa zu Buchfuhrungspflichten einzelner
auslandischer Staaten, konnen nicht getroffen werden. Vielmehr hangt die Beurteilung solcher Fragen von den
Umstanden des jeweiligen Einzelfalles ab.

Soweit das FA die "britischen steuerlichen Gewinnermittlungsvorschriften” anspricht, wirft es zum einen eine solche
einzelfallabhdngige Frage auf. Diese Frage ware in einem kunftigen Revisionsverfahren zudem auch nicht klarbar.
Denn sie hangt im Wesentlichen von der Feststellung des auslandischen --hier: britischen-- Gesellschafts- und
Steuerrechts ab. Ob auslandische Normen eine Buchfuihrungspflicht begriinden, ist revisionsrechtlich betrachtet
keine Rechts-, sondern eine Tatfrage (z.B. Senatsbeschluss vom 15.03.2011 - | B 158/10, BFH/NV 2011, 1109,
m.w.N.), die der Beurteilung des FG obliegt und an deren Beantwortung durch das Tatgericht der BFH gebunden
ware (vgl. BFH-Urteile vom 19.01.2017 - IV R 50/14, BFHE 257, 35, BStBL Il 2017, 456; in BFHE 273, 119). Das FG
hat zum anderen darauf hingewiesen (S. 73 des Urteilsumdrucks), dass sich & 140 AO nach seinem Wortlaut auf
auBersteuerliche --in- oder auslandische-- Buchfuihrungsvorschriften bezieht ("nach anderen Gesetzen als den
Steuergesetzen”), wahrend das FA mit seiner Frage die steuerrechtlichen britischen Gewinnermittlungsvorschriften
anspricht. Dass sich aus Vorschriften des britischen Steuerrechts eine Buchfuhrungspflicht i.S. des & 140 AO ergeben
soll, liegt angesichts des Wortlauts des § 140 AO jedenfalls nicht nahe. Jedenfalls hatte das FA in der
Beschwerdebegrindung zu diesem Punkt substantiiert Stellung nehmen mussen, um den Klarungsbedarf
aufzuzeigen. Das ist nicht geschehen. Dort findet sich lediglich eine Kritik an der zu "engen Auslegung” des FG. Der
Verweis des FA auf die Diskussion in der Literatur fihrt u.a. zu dem Beitrag von Neumann-Tomm (Internationales
Steuerrecht 2020, 260), der selbst aber von aufiersteuerlichen Buchfihrungspflichten nach auslandischem Recht
spricht, die nach & 140 AO fir deutsche steuerliche Zwecke herangezogen werden dirfen.

bb) Das FA halt es ferner fur klarungsbedurftig, ob "das Fuhren von Bichern und die Erstellung von Abschlissen
i.5.d. § 4 Abs. 3 Satz 1 EStG das Vorhandensein einer mit einer deutschen Bilanz inhaltsgleichen oder ihr
entsprechenden ausldandischen Bilanz" voraussetzt, oder ob "damit auch auslandische periodengerechte
Gewinnermittlungen umfasst” sind, "bei denen die Erstellung von Abschliissen auf andere Art und Weise als die
Erstellung einer Bilanz, z.B. durch Anpassungs- und Uberleitungsrechnungen nach UK-GAAP," erfolgt.

Der Begrundung der Nichtzulassungsbeschwerde ist nicht zu entnehmen, wie diese Frage in einem kinftigen
Revisionsverfahren geklart werden kdnnte (Klarungsfahigkeit). Denn die Beantwortung der Frage hangt wiederum
mafRgeblich davon ab, welche Feststellungen das FG zum auslandischen Recht trifft. Es ist nicht Sache des BFH zu
entscheiden, ob nach UK-GAAP (Generally Accepted Accounting Practice in the UK) Anpassungs- und
Uberleitungsrechnungen geboten sind und der ausldndischen Gewinnermittlung einen "bilanzartigen” Charakter
verleihen oder nicht. Das FG hat diese Tatfrage im Streitfall nicht kursorisch behandelt, sondern sich substantiiert
damit befasst und die Frage ausdricklich verneint (S. 73 des Urteilsumdrucks). Daran ware der BFH in einem
kunftigen Revisionsverfahren gebunden (s. oben unter I.1.b aa der Grinde dieses Beschlusses).

cc) Schliefilich halt das FA die Fragen fiir allgemein bedeutsam, ob "es fiir die Annahme einer Verfigungsmacht
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Uber die Betriebsstatte ausreichend” ist, "wenn die Betriebsstatte nur nach vorheriger Terminabsprache aufgesucht
wird und dieselben Raumlichkeiten in der tbrigen Zeit auch von anderen Unternehmen genutzt werden”, und ob "es
fur das Tatbestandsmerkmal einer auf eine gewisse Dauer angelegten Geschaftseinrichtung erforderlich” ist, "dass
die Betriebsstatte regelmaRig und nicht nur sporadisch (im vorliegenden Fall nach Aussage der D zweimal im Jahr)
aufgesucht wird".

Bereits die Formulierung der als grundsatzlich bedeutsam erachteten Fragen zeigt auf, dass es dem FA im Kern um
die Uberpriifung der vorinstanzlichen Entscheidung auf ihre materiell-rechtliche Richtigkeit geht. Denn die Fragen
sind ganz auf die Gegebenheiten des konkreten Lebenssachverhalts, der dem angegriffenen FG-Urteil zugrunde lag,
zugeschnitten. Mit solchen Ausfihrungen kann die grundsatzliche Bedeutung der Sache aber nicht dargelegt
werden (vgl. z.B. allgemein BFH-Beschlisse vom 28.09.2009 - XI B 103/08, BFH/NV 2010, 73; vom 03.02.2016 -

V B 122/15, BFH/NV 2016, 1062).

Die erste Teilfrage lasst sich zudem in einem kunftigen Revisionsverfahren nicht klaren. Denn das FG hat an keiner
Stelle seines Urteils die tatsachliche Feststellung getroffen, dass die Betriebsstatte nur nach vorheriger
Terminabsprache aufgesucht worden ist. Beruht die Rechtsfrage auf der Annahme einer Tatsache, die das FG nicht
in dieser Weise festgestellt hat, fehlt es an der Klarungsfahigkeit (vgl. BFH-Beschlisse vom 21.05.2013 -

1l B 150/12, BFH/NV 2013, 1431; in BFH/NV 2016, 1062).

Auch die zweite Teilfrage geht ersichtlich nicht von der allein maf3geblichen tatrichterlichen Wiirdigung aus,
sondern von dem aus Sicht des FA richtigen Sachverhalt und dessen zutreffender rechtlicher Bewertung. Das FG hat
jedenfalls das lediglich zweimalige Aufsuchen des Buros durch B nicht festgestellt. Vielmehr hat es lediglich zwei
inhaltlich abweichende Zeugenaussagen wiedergegeben (S. 54 des Urteilsumdrucks). Das FG hat sich zu den
Aufenthaltszeiten des B in tatsachlicher Hinsicht nicht abschlief’end festgelegt, weil es auf dessen Anwesenheit im
fraglichen Biro fiir die Beurteilung der Betriebsstattenproblematik nicht abgestellt hat. MaRgeblich fur das FG
waren die von ihm in tatsachlicher Hinsicht festgestellten sonstigen unternehmerischen Aktivitaten, die im Buro
kontinuierlich Gber das Jahr hinweg, also standig, ausgelbt wurden. Diesbeziiglich hat es seiner Entscheidung die
Rechtsauffassung zugrunde gelegt, dass die von der Vermieterin, Firma D, erbrachten Birodienstleistungen, die den
Goldhandel betrafen, der C als Auftraggeberin dieser Dienstleistungen zuzurechnen sind (S. 55 des
Urteilsumdrucks). Vor diesem Hintergrund hatte in der Beschwerdebegriindung eingehend erlautert werden mussen,
dass es ungeachtet des vom FG festgestellten (abweichenden) Sachverhalts und dessen rechtlicher Wiirdigung zu
erwarten ist, dass es in einem Revisionsverfahren tatsachlich zu einer Klarung der vom FA aufgeworfenen Frage
kommen wird (vgl. Lange in Hiibschmann/Hepp/Spitaler, § 115 FGO Rz 123, m.w.N.).

29 3.Von einer weitergehenden Begriundung sieht der Senat gemaft § 116 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 FGO ab.

30 4. Die Kostenentscheidung beruht auf & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 5 von 5


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350133/

	Beschluss vom 12. Januar 2022, I B 53/20
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



